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Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Pfeifer, Dr. Gölter, Lenzer, Pfeffermann, Hussing, 
Dr. Jenninger, Schulte (Schwäbisch Gmünd) und Genossen 


betr. Einbeziehung der Finanzierung des Programms „Studium in den USA“ in die 
Offset-Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten von Amerika 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird auf gefordert zu prüfen, 

ob entsprechend einer vergleichbaren Initiative im amerika- 
nischen Kongreß, die Frage der Finanzierung des Programms 
„Studium in den USA"' und eventuell vorgezogener Pilot- Pro- 
gramme vom Studienjahr 1975/1976 an in die Devisenaus- 
gleichsverhandlungen für die Stationierung der amerikanischen 
Truppen in der Bundesrepublik Deutschland (Offset-Verhand- 
lungen) einbezogen werden können. 


Bonn, den 20. Februar 1974 
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Begründung 

Im April 1973 legte der Generalsekretär der CDU in Hessen, 
Dr, Christian Schwarz-Schilling, der Öffentlichkeit einen in den 
USA entstandenen Plan vor, deutschen Abiturienten die Mög- 
lichkeit eines Studienaufenthaltes in den Vereinigten Staaten 
von Amerika zu ermöglichen, um so wenigstens einige der 
schlimmsten Auswirkungen der Zulassungsbeschränkungen an 
deutschen Hochschulen zu mildern. 

Nachdem nun die Realisierbarkeit dieses Projekts immer deut- 
licher wird und entsprechende Initiativen sowohl von amerika- 
nischer wie von Länderseite ergriffen worden sind, liegt es im 
deutschen Interesse, wenn auf diese Weise der Aufenthalt deut- 
scher Studenten in den USA mitfinanziert werden könnte. 

So würde unter dem Aspekt notwendiger Maßnahmen gegen 
den Numerus clausus einem dringenden deutschen Bedürfnis 
Rechnung getragen und vielen amerikanischen Universitäten 
eine gewünschte Hilfe zur Auslastung ihrer Kapazitäten gelei- 
stet werden können. 

Die Frage der Einbeziehung der Finanzierung des Programms 
„Studium in den USA" in die Offset-Verhandlungen mit den 
Vereinigten Staaten dürfte auch deswegen von Bedeutung sein, 
weil es sich hier, wenn man von einer Gesamtzahl deutscher 
Studenten in den USA von 20 000 bis 30 000 ausgeht, immerhin 
um eine Summe von 200 bis 250 Millionen DM jährlich handeln 
würde. 
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